
Liebe Ibbenbürenerinnen, liebe Ibbenbürener!

Am 9. Mai sind Landtagswahlen. Es geht um viel! Sie stellen die politischen Weichen für 
unser Nordrhein-Westfalen. Sie entscheiden über die Zukunft unseres Landes. Und noch 
mehr: Sie bestimmen auch maßgeblich den Kurs auf Bundesebene mit, da ein SPD-geführ-
tes NRW die Mehrheiten im Bundesrat neu definiert.
 
Schwarz-Gelb hat sich in den letzten fünf Jahren in NRW auf das politische und personelle 
Abstellgleis manövriert. Im Bund haben dafür 150 Tage ausgereicht. Zur Entscheidung steht 
am 9. Mai eine für alle politischen Bereiche folgenschwere Alternative: Wird der Staat, wie 
Schwarz-Gelb es will, zunehmend geschwächt oder wird er durch Modernisierung und ge-
sunde Finanzen gestärkt, um seine unverzichtbaren Gestaltungsaufgaben für die Zukunft 
erfüllen zu können?

Nur ein starkes Ergebnis der SPD in NRW wird für unser Land und für die Bundesrepublik eine 
zukunftsorientierte Weichenstellung sichern. Nur eine sozialdemokratische Landesregierung 
in NRW wird die Erfüllung der großen politischen Reformaufgaben gewährleisten, wie
	die Schaffung eines chancengleichen Bildungssystems,
	die Schaffung einer nachhaltigen Energieversorgung mit gleichzeitiger Sicherung des  
	 Steinkohlenbergbaus,
	die Schaffung guter Arbeit für alle mit dem Ziel der ökologischen Industrialisierung und
	die Sicherstellung der finanziellen Handlungsfähigkeit der Kommunen. 

Diese große Entscheidung liegt am 9. Mai bei Ihnen, in den Händen der Bürgerinnen und 
Bürger unseres Landes. Mit unserer Spitzenkandidatin Hannelore Kraft und unserem Land-
tagskandidaten Frank Sundermann schicken wir ein gutes Team für NRW ins Rennen. Ein 
Team, das für einen leistungsfähigen Staat und für eine Politik für die Menschen steht. Ein 
Team, das sich für ein soziales und gerechtes NRW einsetzt! Ein Team, das sich um die Belan-
ge aus Ibbenbüren kümmert!

Wir bitten um Ihr Vertrauen und Ihre Unterstützung.

Marie-Luise Balter-Leistner			   Hermann Hafer
(SPD-Ortsvereinsvorsitzende)			   (Fraktionsvorsitzender)
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Ein klares JA zur Steinkohle

Die SPD fordert den Erhalt des Steinkohlebergbaus

Beste Bildung für alle

Die SPD investiert in die Bildung unserer Kinder

Wenn es nach der CDU und der FDP auf 
Landesebene geht, dann soll mit der 
Kohle spätestens 2018 Schluss sein. Die 
SPD hofft jedoch weiter auf die Revisi-
onsmöglichkeit in 2012, denn wir sind 
überzeugt: Kohle in Ibbenbüren hat 
Zukunft.
Eine Zechenschließung wäre für die Re-
gion dramatisch, denn das bedeutete 
einen Verlust von 5.000 bis 6.000 Ar-
beitsplätzen, die unmittelbar oder mit-
telbar von der Kohle abhängen. Ein 
Ende des Bergbaus würde also eine 
ganz erhebliche Arbeitslosigkeit zur 
Folge haben und die gesamte Region 
schwer treffen.
Deutschland hat außer der Kohle kaum 
eigene fossile Energiereserven und ist 
von Importen abhängig. Die Akzeptanz 
des Bergbaus ist hoch. Das gerade für 
viele Millionen modernisierte Kraft-
werk, das speziell für die Ibbenbürener 
Anthrazitkohle ausgerüstet wurde, 
wird noch mindestens bis 2027 Strom 
produzieren. Deshalb haben wir uns 
immer für den Erhalt der Steinkohle-
förderung in Ibbenbüren ausgespro-
chen. 
Inzwischen haben sich wesentliche 
Faktoren verändert: Weltweit sind die 
Preise für Öl, Gas und Kohle stark ange-
stiegen. Dadurch werden Betriebssze-

narien, die von einem Abbau der Kohle 
ohne staatliche Subventionen ausge-
hen, realistisch. Dies gilt umso mehr, 
als die Ibbenbürener Anthrazitkohle, 
soweit sie im Wärmemarkt abgesetzt 
wird (ca. 15 - 20 %) unter bestimmten 
Bedingungen schon jetzt profitabel 
vermarktet werden kann. Ein insge-
samt wirtschaftlicher Betrieb der Zeche 
RAG Anthrazit Ibbenbüren inklusive 
Verstromung erscheint angesichts der 
Entwicklung der Energiemärkte in ab-
sehbarer Zeit wahrscheinlich. Die be-
sondere Wirtschaftlichkeit der Zeche 
soll durch weitere Rationalisierungs-
maßnahmen noch erhöht werden. 
Das macht gerade auch angesichts der 
sich zur Zeit grundlegend verändern-
den Diskussion über erneuerbare Ener-
gien und die Sicherung der Energiever-
sorgung in Deutschland und weltweit 
die Fortsetzung der Kohleförderung am 
Standort Ibbenbüren besonders sinn-
voll. Auch nach Einschätzung eines 
überwiegenden Anteils der Bevölke-
rung in diesem Raum macht es keinen 
Sinn, eine Zeche, die wirtschaftlich be-
trieben werden kann, zu schließen und 
damit einen sinnvollen Beitrag zur 
Energieversorgung zu verhindern. Die 
Fördermöglichkeiten, die im Falle einer 
Schließung geschaffen werden müss-

ten, könnten nach aller Erfahrung erst 
mit großer Verzögerung greifen, ein 
gravierender wirtschaftlicher Einbruch 
wäre unvermeidlich.
Für die Städte und Gemeinden in der 

Kohleregion Ibbenbüren hat daher die 
Fortführung des Kohlebergbaus über 
das Jahr 2018 hinaus erste Priorität. 

Daher fordert die SPD:
	 Revision des Kohleausstiegsbeschlus-

ses schon vor 2012, damit Fehlent-
wicklungen durch die falsche Zielset-
zung Gesamtausstieg und Ende des 
Bergbaus in Deutschland vermieden 
werden.
	 Öffnung des möglichen Betriebszeit-

raums der Zeche Ibbenbüren über 
das Jahr 2018 hinaus, damit länger-
fristig geplant werden kann, wie es 
gerade im Bergbau unerlässlich ist.

Die NRW SPD fordert „Beste Bildung 
für alle“. Was genau steckt hinter die-
ser Forderung?
	Gebührenfreiheit für Bildung von der 

KiTa bis zur Hochschule
	Längeres gemeinsames Lernen nach 

der Grundschule
	Gut ausgestatteter Ganztag
	Klassengrößen bis max. 25 Kinder
	Wahlmöglichkeit Abitur nach 12 oder 

13 Jahren
	Inklusion (gemeinsames Lernen von 

behinderten und nicht-behinderten 
Kindern)
	Kooperation mit den Kommunen bei 

der Ausgestaltung der regionalen Bil-
dungslandschaft vor Ort und
	Hohe Bildungsbeteiligung
Viele dieser Forderungen sind selbster-
klärend. Die Forderung nach gebühren-
freier Bildung ist in Anbetracht der Be-
deutung, die Bildung für unser Land 

hat, mitentscheidend für die Zukunfts-
fähigkeit dieses Landes. 

Lehren aus PISA
Spätestens seit PISA wissen wir, dass 
im Bildungssektor neue Wege beschrit-
ten werden müssen, wollen wir in NRW 
national und international mithalten. 
Aber auch demographische Gründe 
sorgen dafür, dass dringend über neue 
Schulformen und Lernmethoden nach-
gedacht werden muss. Besonders in 
den ländlichen Gebieten stehen Schu-
len aufgrund fehlender Schülerzahlen 
vor dem Aus. Immer häufiger wird die 
Frage gestellt, ob das dreigliedrige 
Schulsystem nicht ausgedient habe.

Chancengleichheit für alle Kinder
Die beste Bildung für alle und echte 
Chancengleichheit, anstelle von Bil-
dung nach sozialer Herkunft – das ist 

die Forderung der SPD. Jedes Kind soll 
seine optimalen Leistungen einbringen 
können. Was nicht bedeutet, dass jedes 
Kind automatisch den gleichen Schul-
abschluss erzielen soll und kann. Un-
terstützt vom Bildungsforscher Dr. 
Ernst Rösner (Institut für Schulentwick-
lungsforschung, Universität Dort-
mund) möchte die SPD in NRW die Ge-
meinschaftsschule ermöglichen. 

Was ist eine Gemeinschaftsschule?
Nur ein altes Modell in neuen Kleidern 
oder die mögliche Schulform der Zu-
kunft? Um es kurz und knapp auf den 
Punkt zu bringen: NEIN, die Gemein-
schaftsschule ist nicht identisch mit 
der Gesamtschule und sie ist schon gar 
keine Einheitsschule. Aber was ist sie 
dann?
Im Gegensatz zur Gesamtschule ist 
eine Gemeinschaftsschule nach kei-
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Die SPD bringt Ibbenbüren voran

Richtungsweisende Projekte für Ibbenbüren
Mit zwei Konjunkturpaketen im Gesamt-
umfang von gut 80 Mrd. Euro hatte die 
Große Koalition auf die internationale Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise reagiert. Ge-
zielte Entlastungen für Bürgerinnen und 
Bürger wie für Unternehmen und Maß-
nahmen zur Beschäftigungssicherung 
sollten der deutschen Wirtschaft eine 
Brücke in die Zeit nach der Krise bauen. 
Mittlerweile zeigen die Investitionen 
auch in Ibbenbüren Wirkung. Aus den 
Konjunkturpaketen erhielt Ibbenbüren 
finanzielle Zuflüsse in Höhe von rund 6,9 
Mio. Euro, die nach Beschlüssen des SPD-
geführten Stadtrates bereits investiert 
wurden bzw. noch investiert werden. 

Vorrang für Bildung
Bildung hat in Ibbenbüren Vorrang. Die 
SPD setzt nicht nur in der Landespolitik 
ihre politischen Schwerpunkte im Bil-
dungsbereich. Gerade auch die SPD in 
Ibbenbüren hat sich den Ausbau des 
Schulstandortes Ibbenbüren auf die Fah-
nen geschrieben. Und das nicht erst seit 
gestern. Mit umfangreichen Investitio-
nen in die Infrastruktur wurde bereits in 
den vergangenen Jahrzehnten viel er-
reicht. Die Ibbenbürener Schulen sind in 
gutem Zustand. Zusätzliche Millionen 
wurden für die bauliche Unterhaltung 
ausgegeben, die Aaseeschule für den 

Ganztag ausgebaut. Sechs Ganztags-
grundschulen haben steigende Nachfra-
ge. Auch an weiterführenden Schulen 
bauen wir die Ganztagsbetreuung aus. 

3,76 Mio. Euro zusätzliche Investitio-
nen für die Bildung
Bei der Verteilung der Mittel aus den 
Konjunkturpaketen legte die SPD größ-
ten Wert darauf, so viel Geld wie möglich 
in den Bildungsbereich zu investieren. 
3,76 Mio. Euro zusätzlich wurden und 
werden in die Schulen unserer Stadt in-
vestiert. Aktuell anstehende bauliche Er-
weiterungen sind die Mensa am Goethe 
und an der Helen-Keller-Schule und die 
Sporthalle am Kepler Gymnasium. Ein 
Plan zur Verbesserung der Medienaus-
stattung aller Schulen wird umgesetzt. 
Das kostet im Jahr rund 600.000 Euro, ist 
aber notwendig, wenn wir wollen, dass 
unsere Kinder gut auf die Zukunft vorbe-
reitet werden. 

Infrastrukturmaßnahmen schaffen 
Lebensqualität
Aber auch die mit den Stimmen der SPD 
beschlossenen Infrastrukturmaßnah-
men sind wegweisend für Ibbenbüren. 
So wird die Alte Sparkasse um einen Ver-
anstaltungsraum aufgestockt und durch 
die Sanierung des ehemaligen Jugend-

amtes wird mehr Platz zum Üben und 
Musizieren für die stetig wachsende Mu-
sikschule geschaffen. Die Stadtbücherei 
wird erweitert. Allein hierfür werden 
725.000 Euro aufgewendet.

Aaseebad und Bürgerhaus
Während viele Städte in NRW aufgrund 
der Haushaltslage ihre Bäder und Thea-
ter schließen müssen, setzt Ibbenbüren 
auch hier klare Zeichen. 

Unter anderem mit Mitteln aus den Kon-
junkturpaketen wurde das Aaseebad 
neu gestaltet und die Sanierung des Bür-
gerhauses fortgeführt. Diese Maßnah-
men sichern nicht nur Lebensqualität für 
die Bürgerinnen und Bürger, sondern sie 
steigern auch die Attraktivität des Stand-
ortes Ibbenbüren für Investoren. Als so-
genannte weiche Standortfaktoren ha-
ben gerade die Bereiche Sport und Kultur 
für Investoren in den letzten Jahren eine 
immer größere Bedeutung bekommen. 

nem feststehenden Modell organisiert. 
Sie ist somit keine Standardschule! Sie 
nimmt die Kinder nach der Grundschu-
le auf und ist bis zur Klasse 10 für deren 
Bildungserfolg zuständig. Am Ende der 
Klasse 10 können alle Schulabschlüsse 
der Sekundarstufe I erreicht werden. 
Mindestens bis einschließlich Klasse 7 
lernen alle Kinder gemeinsam. Die He-
terogenität (Unterschiedlichkeit) der 
Kinder wird gezielt genutzt. Der Schwä-
chere lernt vom Stärkeren und umge-
kehrt. Ab wann differenziert nach 
Hauptschul-, Realschul- und Gymnasi-
alklassen unterrichtet werden soll, 
oder ob komplett bis Klasse 10 integ-
riert unterrichtet werden soll, wird vor 
Ort von Schulträger, Kollegium und El-
ternschaft gemeinsam bestimmt. „Die“ 
Gemeinschaftsschule gibt es also nicht! 
Ob die gymnasiale Oberstufe ange-
schlossen ist, ist optional und hängt 
maßgeblich von der örtlichen Schulst-
ruktur ab. Die Gemeinschaftsschule 
konkurriert nicht mit anderen Schulen. 
Der sogenannte „Creaming“-Effekt, 
dass die leistungsstärksten Schüler auf 

die Gymnasien abwandern und der An-
spruch eine „Schule für alle“ zu sein, 
nicht erfüllbar ist, bleibt beim Modell 
der Gemeinschaftsschule im Gegen-
satz zur Gesamtschule aus. 

Schulstandort Ibbenbüren
Was braucht Ibbenbüren? Der SPD-ge-
führte Stadtrat hat einen Schulent-
wicklungsplan in Auftrag gegeben. Bis 
zum Sommer sollen erste Ergebnisse 
vorliegen. Anhand dieser Erkenntnisse 
wird evaluiert, wo Handlungsbedarf 
besteht. Dass auch in Ibbenbüren Än-
derungen nötig sein werden, daran 
zweifelt die SPD nicht. Gesamtschulen 
und neue Schulformen werden von den 

Eltern verstärkt nachgefragt. Die Real-
schulen und die Gymnasien platzen 
aus den Nähten. Die Gemeinschafts-
schule könnte auch für Ibbenbüren 
eine interessante Alternative sein. 

„Bildungsbremse“ Schwarz-Gelb
Mit Schwarz-Gelb in Düsseldorf wird es 
weder eine Gesamtschule noch eine 
Gemeinschaftsschule in Ibbenbüren 
geben. CDU und FDP zementieren das 
dreigliedrige Schulsystem, welches se-
lektiv ist und zu viele „Verlierer“ produ-
ziert. Die SPD macht sich daher stark 
für ein Bildungssystem, dass flexibel 
und durchlässig ist, individuelle Lern-
zeiten berücksichtigt und die richtigen 
Rahmenbedingungen schafft. 

Die beste Bildung
Wir wollen Chancengleichheit und 
endlich den Zusammenhang zwischen 
sozialer Herkunft und Bildungserfolg 
aufbrechen. Bildung darf nicht vom 
Geldbeutel der Eltern abhängen. Die 
beste Bildung für alle ist nur mit der 
SPD machbar!

„Wenn die Selektion so früh ge-
schieht, dann trifft man falsche 
Entscheidungen, und die Gesell-
schaft verschwendet Begabung.“ 
(Prof. Liisa Keltikangas-Järvinen, Uni-
versität Helsinki, Quelle: Spiegel on-
line)
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am 9. Mai ist Landtagswahl. Mit Ihrer 
Erststimme entscheiden Sie, wer in den 
nächsten fünf Jahren unser Tecklenbur-
ger Land in Düsseldorf vertritt. Ich kan-
didiere bei der Landtagswahl in Ihrem 
Wahlkreis 83 / Steinfurt III als Kandidat 
der SPD. 

Was können Sie von mir als Ihrem Land-
tagsabgeordneten in Zukunft erwar-
ten: 

Ich werde mich für die Menschen in 
meinem Wahlkreis einsetzen, ihre Pro-
bleme ernst nehmen und Rahmenbe-
dingungen schaffen, die es ihnen er-
möglichen, ein eigenverantwortliches 
Leben zu führen. Strukturen, in denen 
eine solidarische Bürgergesellschaft ei-
nen Ausgleich zwischen Stärkeren und 
Schwächeren gewährleistet, werde ich 
ausbauen. Um dies zu erreichen, müs-
sen die finanzielle Ausstattung unserer 
Heimatkommunen verbessert, der Zu-
gang zu bester Bildung vor Ort sicher-

gestellt und gute Bedingungen für aus-
kömmliche und sichere Arbeitsplätze 
in der Region geschaffen werden.

Ich bin im Tecklenburger Land politisch 
und auch persönlich tief verwurzelt. In 
vielen Gemeinden und Städten des 
Tecklenburger Landes pflege ich gesell-
schaftliche, sportliche, politische und 
private Kontakte. So sind z. B. in sieben 
von neun Kommunen des Tecklenbur-
ger Landes von der SPD ins Rennen ge-
schickte Bürgermeister im Amt. Mit ih-
nen bin ich seit vielen Jahren und 
Jahrzehnten über persönliche Kontakte 
eng verbunden. Diese Kontakte werde 
ich einsetzen, um das Motto von Jo-
hannes Rau „Stadt und Land - Hand in 
Hand“ mit neuem Leben zu erfüllen.

Ich werde meine persönlichen, politi-
schen und beruflichen Erfahrungen 
einsetzen, um den Erwartungen der 
Menschen im Tecklenburger Land ge-
recht zu werden.

Seit meiner Geburt vor 44 Jahren bin 
ich im Tecklenburger Land zu Hause. 
Ich wohne und lebe mit meiner Frau 
und meinen zwei Töchtern in Wester-
kappeln. 

Während meines Zivildienstes küm-
merte ich mich 20 Monate um 
schwerstbehinderte Kinder. 

Nach einer Gärtnerlehre und einem 
Gartenbaustudium leite ich heute ein 
Team, mit dem ich den bundesweiten 
Vertrieb von alternativen Brennstoffen 
und Kompostprodukten organisiere. 

Politisiert und geprägt wurde ich durch 
die Friedensbewegung Anfang der 80er 
Jahre. Im Herbst 1982, auch motiviert 

durch die moralisch inakzeptable Form 
der Abwahl von Helmut Schmidt, trat 
ich in die SPD ein. 

Seit 16 Jahren darf ich die Entwicklung 
meiner Heimatgemeinde als Ratsherr 
mitgestalten; seit 10 Jahren auch als 
Fraktionsvorsitzender. 

Landespolitische Erfahrungen samme-
le ich als Vertreter der Münsterland 
SPD im Umweltausschuss des Städte- 
und Gemeindebundes NRW.

Seit 27 Jahren betreue und trainiere ich 
ehrenamtlich Jugend- und Senioren-
mannschaften der Fußballabteilung 
meines Heimatvereines SC Velpe Süd.

Er bringt Nordrhein-Westfalen voran
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

Wie ich wurde - Wer ich bin
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Dafür bitte ich Sie am 9. Mai um Ihre Erststimme!

Ihr



	Gleichberechtigter Zugang aller Kin-
der zur Bildung in einer kindgerech-
ten Schullandschaft, Gründung einer 
Gesamtschule als ergänzendes An-
gebot im Tecklenburger Land.

	Sicherung der Steinkohleförderung 
mit einem Sockelbergbau, eingebet-
tet in einen Energiemix dezentraler 

Energieversorgung mit Alternativen-
ergien. 

	Verbesserung der Finanzsituation 
unserer Kommunen zum Erhalt ihrer 
Angebote wie Freibäder, Jugendzen-
tren, Büchereien und Begegnungs-
stätten.

	Schaffung und Erhalt von Arbeits-

plätzen durch gezielte Förderung in-
novativer, in der Region nachhaltig 
aktiver Unternehmen.

	 Weitere Verbesserung der touristi-
schen Attraktivität unserer landwirt-
schaftlich geprägten Kulturregion.

 Bei der Landtagswahl in NRW am 9. Mai wird erstmalig 
mit Erst- und  Zweitstimme gewählt.

 Mit der Erststimme wählen Sie einen Direktkandidaten in 
den Landtag nach Düsseldorf, der dort die Interessen des 
Tecklenburger Landes vertritt

 Mit der Zweitstimme wird die Partei gewählt.  Sie ent-
scheidet, mit wie vielen Abgeordneten jede Partei im Parla-
ment vertreten sein wird. 

 In jedem Wahlkreis ist der Bewerber gewählt, der die ein-
fache Mehrheit der gültigen Erststimmen erhält. 

Die Stimmen für die anderen Kandidaten (siehe Grafik) fal-
len dann unter den Tisch und haben so keinen Einfluss auf 
die Zusammensetzung des Landtages. Gewählt wäre durch 
die Erststimmen nur Kandidat A!

Die Erfahrungen der Bundestagswahlen zeigen, dass bis auf 
wenige Ausnahmen mit der Erststimme die Kandidaten von 
SPD oder CDU direkt gewählt werden. 

Daher möchte ich Sie bitten, keine Erststimme für das Tecklenburger Land zu verschenken und mir Ihre Erststimme zu geben.

Sicherung der Steinkohleförderung

Schwerpunkte meiner Arbeit für unseren Wahlkreis

Erstmals Erst- und Zweistimme

Ihre Erststimme ist Ihre Stimme für Ibbenbüren

Was mir in unserer Region besonders wichtig ist:
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Chaos und Klientelpolitik 

Schwarz-Gelb wird zum Risiko für Deutschland 

1.	 150 Tage Klientelpolitik 

Schwarz-Gelb stellt Lobbywünsche vor 
das Gemeinwohl und Parteien vor die 
Interessen des Landes. Die Bundesre-
gierung macht den Staat zur Beute 
mächtiger Lobbyisten. Union und FDP 
haben erst die Hand aufgehalten, jetzt 
bedienen sie die Wünsche. Deshalb 
stehen sie im Verdacht der Käuflichkeit. 
Hier nur einige Beispiele der letzten 
Wochen:

Steuersenkungen für Hoteliers
Zwischen Oktober 2008 und Oktober 
2009 hat die FDP aus Hotelierskreisen 
Millionenspenden erhalten. Als erste 
Maßnahme hat Schwarz-Gelb dann die 
Mehrwertsteuer für Hotelübernach-
tungen von 19 auf 7 Prozent gesenkt – 
ein Steuerprivileg, das 1 Milliarde Euro 
kostet, ökonomisch unsinnig ist, neue 
Bürokratie verursacht und ausschließ-
lich den Hoteliers zu Gute kommt. 
Rüttgers und Pinkwart haben im Okto-
ber 2009 dem Koalitionsvertrag und im 
Dezember 2009 der Mehrwertsteuer-
senkung im Bundesrat zugestimmt. 
Auch jetzt planen sie keine konkreten 
Schritte gegen das Mehrwertsteuerpri-
vileg entgegen anders lautender Be-
hauptungen. 

Freibrief für die Atomwirtschaft, aber 
Kürzung der Solarförderung
Schwarz-Gelb verspielt den deutschen 
Vorsprung bei Umwelttechnologien
durch planlose Kürzungen, die selbst 

einzelnen CDU-Ministerpräsidenten zu 
weit gehen. Die Deutschen AKWs sol-
len bis zu 40 Jahre länger laufen, ohne 
dass die Frage der Entsorgung des  ato-
maren Mülls gelöst wäre. Die ungelös-
te Frage eines Endlagers wird Gegen-
stand eines Untersuchungsausschusses 
sein, der die Manipulation von Gutach-
ten zur Eignung des Salzstocks aufklä-
ren muss. Auch hier wird sich Rüttgers 
als ehemaliger Bundesforschungsmi-
nister verantworten müssen. Die ge-
waltigen Risiken werden auch am Fall 
Asse deutlich. Der dort versenkte radio-
aktive Abfall ist ein Milliardengrab. Die 
Sanierung droht die Steuerzahler 3,7 
Milliarden Euro zu kosten. Wir fordern 
eine Beteiligung der Atomwirtschaft 
an diesen Kosten. Schwarz-Gelb ver-
fährt nach dem Motto: Privatisierung 
der milliardenfachen Atomgewinne, 
Sozialisierung der Entsorgungskosten. 
Und das in einer Zeit von Rekordver-
schuldung und Wirtschaftskrise. 

Die solidarische Gesundheitsversor-
gung ist in Gefahr 
Die Zusatzprämien, die eine Reihe von 
Krankenkassen jetzt angekündigt ha-
ben, hat die CDU seinerzeit durchge-
setzt. Sie geben einen bitteren Vorge-
schmack auf die drohende 
Kopfpauschale: Sie belasten einseitig 
die Versicherten, während Arbeitgeber 
außen vor bleiben. Sie belasten Gering-
verdiener und viele Rentnerinnen und 
Rentner besonders. Denn Menschen 
mit wenig Geld im Portemonnaie zah-
len denselben Betrag wie der gut ver-
dienende Manager. Schwarz-Gelb will 
neben der Kopfpauschale die soge-
nannte „Mehrkostenregelungen“. Da-
hinter verbirgt sich ein einfaches Sys-
tem: Es wird minimale Regelleistungen 
für gesetzlich Versicherte geben. Wer 
mehr will, muss zahlen. Das ist die Kün-
digung des Solidarvertrages der Gesell-
schaft durch Schwarz-Gelb und der Ein-
stieg in die Zweiklassenmedizin. 

Schwarz-Gelb im finanzpolitischen 
Blindflug
Bundesfinanzminister Schäuble hat für 
2010 einen historischen Negativrekord 
von rund 86 Milliarden Euro Neuver-

schuldung präsentiert. Bei einem Ge-
samthaushalt von 328 Milliarden. Un-
verantwortlich ist, dass Schwarz-Gelb 
in dieser kritischen Situation zusätzli-
che Steuersenkungen auf Pump ein-
bringt. Das „Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz“ raubt allein den Städten 
und Gemeinden 1,6 Milliarden Euro. Ab 
2011 sind jedes Jahr 13 bis 15 Milliarden 
Euro einzusparen. Angela Merkel aber 
verweigert jede Aussage, wo gespart 
werden soll. Schwarz-Gelb ist im fi-
nanzpolitischen Blindflug, Bund, Län-
dern und Kommunen droht der Ab-
sturz. Denn es kommen zusätzliche 
Finanzrisiken hinzu: 

	eine für 2011 geplante Steuerreform, 
die 20 Milliarden kostet,

	eine zu erwartende Erhöhung des 
jetzt niedrigen Zinsniveaus, eine 
Ausweitung des Niedriglohnsektors, 
der zusätzliche Kosten für ergänzen-
de Sozialleistungen mit sich bringt,

	die Kosten der Sanierung der Atom-
müllkippe Asse von 3,7 Mrd. Euro, 

	das bildungspolitisch unsinnige „Be-
treuungsgeld“, welches den Bund 1,9 
Mrd. Euro kostet und

	schließlich die jeden Rahmen spren-
genden Kosten der Kopfpauschale 
im Gesundheitssystem, die 20 bis 35 
Milliarden Euro an Sozialausgleich 
aus Steuermitteln erfordert.

Schwarz-Gelb hat sich in den letzten fünf Jahren in NRW auf das politische und personelle Abstellgleis manövriert, im Bund 
haben dafür gut 150 Tage ausgereicht. Hier die Regierungsbilanz der ersten 150 Tage Schwarz-Gelb im Bund:
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2.	 150 Tage Chaos

Schwarz-Gelb hat das Land in Rekord-
zeit in ein gefährliches Regierungscha-
os geführt. Viel interner Krach, keine

 Bewegung. Das Kabinett als Kabarett. 
Vor allem aber: verantwortungsloses 
Führungsversagen in zentralen Fragen.

Chaos bei Gesundheit, Chaos bei Ar-
beit, Chaos bei Steuern und Staatsver-
schuldung. 

Schwarz-Gelb verschweigt den Men-
schen die Kosten von Klientelpolitik 
und Chaos: Steigende Abgaben, Prämi-
en, Gebühren und scharfe soziale Ein-
schnitte für die Masse. Zusatzprämien 
bei Gesundheit sind erst der Anfang. 
„Mehr Netto vom Brutto“ wird als 
„Nettolüge“ in die Geschichte einge-
hen. Schwarz-Gelb wird teuer. Auch 
eine Erhöhung der Verbrauchssteuern 
kann noch kommen, anders dürften 
die Steuersenkungsversprechen der 
FDP nicht mehr zu bezahlen sein.
Die Verweigerung von politischen Ent-
scheidungen ist kein Zufall. Das Chaos 
hat Methode. Schwarz-Gelb spekuliert 
darauf, den finanzpolitischen Offenba-
rungseid, die sozialen Einschnitte und 
den Systembruch bei der Gesundheits-

versorgung bis auf die Zeit nach den 
Landtagswahlen in Nordrhein - West-
falen am 9. Mai zu verschieben. Merkel 
will ihre Bundesratsmehrheit retten. 
Schwarz-Gelb arbeitet mit der Metho-
de des politischen Betrugs. Am Ende 
wird der Bruch des zentralen Wahlver-
sprechens stehen: Die Mehrheit der 
Menschen in Deutschland wird nicht 
„mehr Netto vom Brutto“ haben, sie 
wird weniger haben. Schwarz-Gelb 
wird teuer. 
	 Die Ausweitung der Niedriglöhne 

und die Verweigerung von Mindest-
löhnen wird das Lohnniveau in 
Deutschland drücken. 

	 Die Entsolidarisierung im Gesund-
heitssystem wird die ärztliche Ver-
sorgung für die meisten verschlech-

tern. Sie wird außerdem steigende 
Prämien mit sich bringen. 

	 Während Einkommenssteuern sin-
ken sollen, steigt das Risiko höherer 
Sozialabgaben. Die finanzielle Not-
lage der Kommunen führt zur Erhö-
hung von Preisen und Gebühren für 
Nahverkehr, Wasserversorgung, Kul-
tureinrichtungen. 

	 Gebühren für Bildung, in der Kita, an 
den Hochschulen, belasten Familien 
mit Kindern. 

	 Auch die Erhöhung der Mehrwert-
steuer wird auf der Tagesordnung 
stehen. 

Die NRW SPD fordert:
 1.	Ein Ende der Klientelpolitik. Die sofortige Rücknahme des Steu-

erprivilegs auf Hotelübernachtungen. Das spart eine Milliarde 
Euro, die wir für Zukunftsinvestitionen einsetzen können. 

2.	Den Stopp der Kopfpauschale, die Sicherung unserer solidari-
schen Gesundheitsversorgung, die Kostenkontrolle bei Büro-
kratie und Arzneimittelpreisen. 

3.	Die Schaffung einer nachhaltigen Energieversorgung mit 
gleichzeitiger Sicherung des Steinkohlenbergbaus.

4.	Fortschritte bei der Einführung von Mindestlöhnen. Auch um 
Kosten für staatliche Lohnsubventionen zu begrenzen. Die Be-
schäftigten brauchen schnelle Ergebnisse. 

5.	 Die Absage an eine unbezahlbare Steuerreform, die mit einem 
Stufentarif den Ausstieg aus der Steuerprogression einleitet 
und Besserverdiener stark begünstigt.

3.	 150 Tage Wähler-Täuschung

4.	 Wirtschaftliche Lähmung und soziale Spaltung

Rekordverschuldung und Steuersen-
kungen auf Pump, Ruin der Kommu-
nen, Zerschlagung der Job-Center, Ge-

fährdung unseres Gesundheitssystems, 
keine Beschäftigungs-, keine Investi-
tions-, keine Wachstumsstrategie: 

Schwarz-Gelb droht Deutschland in 
wirtschaftliche Lähmung und soziale 
Spaltung zu führen. 
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Wir müssen in der Bildung mit Sieben-
meilenstiefeln vorangehen. Die Zeit 
der Trippelschritte muss vorbei sein. 
Und wir müssen schon bei der früh-
kindlichen Bildung ansetzen. Wir müs-
sen Eltern früher Unterstützung anbie-
ten. Wir müssen in die Familien und 
nicht darauf warten, dass sie kommen, 
wenn es Probleme gibt. Diese Verände-
rung der Ansprache muss in den Kom-
munen stattfinden, auch deshalb ist 
eine vernünftige Finanzausstattung 
der Kommunen so wichtig. 

Und wenn wir das schaffen, Eltern die 
notwendige Unterstützung zu geben 
und alle Kinder in den Kindergarten zu 
bringen, dann darf es keine finanziel-
len Hürden geben. Kindergartenge-
bühren sind ebenso Hürden wie Studi-
engebühren. In der gesamten 
Bildungskette müssen wir uns einem 
Ziel verschreiben: Wir dürfen kein Kind 
mehr verlieren! Durch Unterstützung 
der Eltern, durch Investition in die früh-
kindliche Bildung, durch eine gezielte 
individuelle Förderung im Schulsys-
tem. 

Das dreigliedrige Schulsystem, an dem 
Ministerpräsident Rüttgers verbissen 
festhält, ist ein System der Auslese: Auf 
acht Schulabsteiger kommt nur ein 
Schulaufsteiger. Allein in NRW gibt es 

jedes Schuljahr 60.000 Sitzenbleiber. 
Außerdem ist es angesichts von sin-
kenden Schülerzahlen viel zu teuer, das 
dreigliedrige Schulsystem im ländli-
chen Raum aufrecht zu erhalten. Diese 
Ressourcen müssen wir besser einset-
zen. Bildungsforscher sind sich einig: 
Der Schlüssel zum Bildungserfolg liegt 
im längeren gemeinsamen Lernen. Un-
ser Modell dafür ist die Gemeinschafts-
schule.

Neben einem Aufbruch in der Bildungs-
politik wird die Hilfe für die Kommunen 
angesichts der sich dramatisch ver-
schärfenden Finanzlage das zweite 
große landespolitische Wahlkampfthe-
ma sein. Wir fordern drei konkrete 
Maßnahmen.

Erstens: Der Bund muss stärker in die 
Verantwortung für eine auskömmliche 
Finanzausstattung der Kommunen ge-
nommen werden. Das SPD-Präsidium 
hat dazu einen „Rettungsschirm für 
Kommunen“ beschlossen. 

Zweitens: Die Städte ächzen unter ei-
ner gewaltigen Schuldenlast. Und zwar 
nicht, weil sie schlecht gewirtschaftet, 
sondern weil sie strukturelle Probleme 
haben. Das führt zu massiv steigenden 
Sozialausgaben bei sinkenden Steuer-
einnahmen. Diese Städte stecken in ei-

ner Vergeblichkeitsfalle - egal wie viel 
sie sparen und kürzen, rutschen sie 
dennoch immer weiter ins Finanzloch. 
Wir schlagen vor, den Kommunen zeit-
weise ihren Schuldenberg abzuneh-
men. Die NRW.Bank übernimmt für 
fünf Jahre die Altschulden. Für die an-
fallenden Zinsen kommt weitgehend 
das Land auf. Das verschafft den Städ-
ten Luft für dringend notwendige In-
vestitionen.

Der dritte Punkt ist der Solidarpakt Ost. 
Wir haben immer noch die Situation, 
dass viele Städte sich verschulden müs-
sen, um ihren Solidarpakt-Anteil zu be-
zahlen. Das kann aus meiner Sicht nicht 
so bleiben. Jetzt, im Jahr 2010, steht die 
Überprüfung des Solidarpaktfortfüh-
rungsgesetzes an. Es muss erreicht 
werden, dass die Kommunen ihren 
deutlich zu hohen Anteil zur Tilgung 
des Fonds Deutsche Einheit nicht bis 
zum Jahr 2019 weiterzahlen müssen. 
Der Satz muss auf die Hälfte reduziert 
werden. Darüber hinaus muss bei der 
Förderung insgesamt umgesteuert 
werden nach dem Prinzip „Bedürftig-
keit statt Himmelsrichtung“.

Hannelore Kraft, MdL
Geboren am 12. Juni 1961 in Mülheim, verheiratet, 
ein Kind (Jan, 17 Jahre)

	 1980 - Abitur
	 1980 – 1982 - Ausbildung zur Bankkauffrau; 

Kaufmannsgehilfenbrief
	 1982 – 1989 - Studium der Wirtschaftswissen-

schaften an der Universität/Gesamthochschule 
Duisburg

	 1989 - Abschluss als Diplom-Ökonomin
	 1986 – 1987 - Auslandsstudium am King‘s Col-

lege, London; Praktikum bei der Banque Popu-
laire Tours, Frankreich; Praktikum bei der PROG-
NOS AG, Basel, Schweiz

	 1989 – 2001 - Unternehmensberaterin und Pro-
jektleiterin 

	 seit dem 2. Juni 2000 - Mitglied des Landtags 
Nordrhein-Westfalen

	 April 2001 - November 2002 - Ministerin für Bun-
des- und Europaangelegenheiten des Landes 
Nordrhein-Westfalen

	 November 2002 bis 1. Juni 2005 - Ministerin für 
Wissenschaft und Forschung des Landes Nord-
rhein-Westfalen

	 seit Juni 2005 - Vorsitzende der SPD-Fraktion im 
Landtag von Nordrhein-Westfalen

	 seit 20. Januar 2007 - Landesvorsitzende der 
NRW SPD

	 seit November 2009 - stellvertretende Vorsitzen-
de der SPD

Mitgliedschaften: 
seit 1994: Mitglied der SPD; 1995 - 03/2009: 
Mitglied des Unterbezirksvorstands der 
SPD-Mülheim; seit 2004 Mitglied im Vorstand der 
NRW SPD, seit 2005 Mitglied des SPD-Bundesvor-
stands; seit 2007 Mitglied im Präsidium der 
Bundes-SPD; Mitglied der IG-Metall; Mitglied der 
AWO

Hobbys: 
Spiel, Sport und Spaß mit Mann, Sohn und Hund, 
Essen und Klönen mit Freunden
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Hannelore Kraft – Spitze für NRW

Wir in NRW: Mutig, herzlich, gerecht
Von Hannelore Kraft, Landesvorsitzende der NRW SPD

www.hannelore-kraft.de


